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145 Menschen hat die Polizei lt. Tagesschau bundesweit im Zusammenhang mit Silvesterkrawallen
festgenommen, rund zwei Drittel entfielen auf Berlin. Diese sollen nicht nur Einsatzkräfte der
Polizei, sondern auch der Feuerwehren, teilweise auch Passant:innen gezielt mit Böllern und
Feuerwerkskörpern beschossen haben.

Silvesterkrawalle sind nun nichts total Neues in Deutschland – und erst recht nicht zahlreiche
Verletzungen, Schlägereien, Unfälle bei den Neujahrsfeiern. Und ebenso wenig neu ist die fast
schon alljährliche Debatte um das Verkaufsverbot von Böllern und Feuerwerkskörpern.

Es mag auch gut sein, dass die Zahl der Einsätze der Polizei und auch direkter bewusster Übergriffe
und Angriffe auf Beamt:innen in diesem Jahr nach der Coronapandemie nach oben ging. Dass es sich
dabei um eine neue Qualität handelt, muss aber in Zweifel gezogen werden. Bevor wir uns jedoch
damit beschäftigen, müssen wir darauf eingehen, was wirklich neu ist: das Ausmaß an offen
rassistischer Zuschreibung durch die bürgerliche Politik.

Rassismus und Law and Order

Nachdem sich der Rauch der Feuerwerke längst verzogen hat, legen Politiker:innen und sog.
Expert:innen nach. CDU-Fraktionsvize Spahn, einst ein Shootingstar seiner Partei, bringt sich mit
rassistischen Zuschreibungen und Law-and-Order-Parolen ins Gespräch – und macht auch gleich die
Ursachen für eine angeblich neue Qualität von Rowdytum aus: „ungeregelte Migration, gescheiterte
Integration und fehlenden Respekt vor dem Staat“. Die Berliner CDU und FDP legen nach:

„Der CDU-Bezirksstadtrat für Soziales in Neukölln, Falko Liecke, wurde der Berliner Zeitung
gegenüber deutlicher. In Neukölln sei eine ‚komplette Parallelgesellschaft herangewachsen, die mit
unseren Staatsorganen, der Polizei und unserem Bildungssystem nichts zu tun hat’. Die FDP-
Bundesabgeordnete Katja Adler sprach auf Twitter von ‚kultureller Überfremdung’. Der
innenpolitische Sprecher der Jungen Union NRW, Manuel Ostermann, ging noch weiter. Das
Problem seien ‚nicht die Böller, sondern der asoziale Mob, der damit nicht umgehen kann’, schrieb
er. Im Gespräch mit der Bild-Zeitung bedauerte er den Mangel deutscher Grenzkontrollen. Der CDU-
Abgeordnete Christoph de Vries scheint bisweilen die Rassentheorie für sich wiederentdeckt zu
haben: Wollen wir Krawalle in Großstädten bekämpfen, schrieb er auf Twitter, ‚müssen wir auch
über die Rolle von Personen, Phänotypus: westasiatisch, dunklerer Hauttyp sprechen’.“
(https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/silvesternacht-die-boeller-debatte-ist-rassistisch-
li.303337)

Der Vorsitzende der Polizeigewerkschaft DPolG im Deutschen Beamtenbund, Rainer Wendt, stößt
ins selbe Horn und verweist auf das „Migrantenmilieu“ als Hort mangelnder Staatstreue. Zudem
fordern Polizei- und Feuerwehrgewerkschaften stärkere Überwachung und Videocams.

Da fällt es der AfD und wohl auch so manchem Hardcorenazi schwer, sich nach rechts abzusetzen.
AfD-Vorsitzende und -Bundessprecherin Alice Weidel versucht es dennoch und wendet sich gegen
jede Erleichterung der Einbürgerung: „Ab diesem Jahr werden all die ‚Menschen‘ eingebürgert.
Dann können die Medien ohne schlechtes Gewissen schreiben, dass ‚Deutsche‘ Einsatzkräfte
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attackierten.“
(https://www.belltower.news/rassistische-narrative-nach-silvester-neues-jahr-alte-hetze-144885/)

Laut Weidel und Co. kann es sich beim „Mob“ überhaupt um keine echten Deutschen, allenfalls nur
um „Passdeutsche“ gehandelt haben. Selbst von Menschen mag sie nur unter Anführungszeichen
sprechen – und setzt so den rassistischen Zuschreibungen von Liberalen und Konservativen noch
eins drauf.

Bürgerliche Öffentlichkeit und Expert:innen

Während ein Teil der bürgerlichen Medien vor rassistischen Zuschreibungen warnt, fordern sog.
Qualitätsmedien wie die FAZ, dass nicht weiter abgewiegelt werde, wenn es um Gewalt und
Migration gehe. So lobt ihr Redakteur Jasper von Altenbockum den „Mut“ von Spahn und NRW-
Innenminister Herbert Reul. die entgegen einer angeblichen Relativierungskultur die „Wahrheit“
ausgesprochen hätten. Schelte gibt es für den Berliner Senat, dem „in solchen Situationen die Worte
‚Linksextremisten’ oder ‚Migranten’“ nicht über die Lippen kommen könnten.

Doch nicht nur die bürgerliche Presse verkehrt die Lage so, also würden über Jahre Migrant:innen
oder auch „Linksextreme“ diskursiv geschont, also würden jene, die die veröffentlichte Meinung
privatkapitalistisch oder staatlich kontrollieren, vor lauter „Gutmenschen“ nicht mehr zu Wort
kommen.

In solchen Situationen werden auch vorgebliche Expert:innen wie der Psychologe Ahmad Mansour
gern in der Tageschau und anderen Medien zu Rate gezogen. Sie fabulieren dann von einer „puren
Lust an Gewalt“, die auf den Straßen ausgelebt würde. Und weiter: „Es hat aber auch mit
patriarchalischen Strukturen zu tun, die dazu führen, dass diese Menschen unseren Rechtsstaat,
unsere Polizei, unsere Rettungskräfte als etwas Schwaches wahrnehmen, das man attackieren darf.“
(https://www.tagesschau.de/inland/silvester-gewalt-gegen-polizisten-101.html)

Lassen wir einmal beiseite, dass es an „patriarchalen Strukturen“ auch in „deutschen Milieus“ nicht
mangelt, so erhebt sich doch die Frage, warum „unsere Polizei“ nur für wenige Stunden zu Silvester
als „etwas Schwaches“ wahrgenommen wird, warum beim racial profiling in Neukölln und anderswo
migrantische Jugendliche schikaniert, unterdrückt und Opfer von polizeilicher Gewalt werden?

Die These von der „Schwäche“ des Staates stellt die realen Verhältnisse einfach auf den Kopf. In
Wirklichkeit leben die Menschen in keiner „Parallelgesellschaft“, sondern am Rand einer
Gesellschaft, die sie nur als Marginalisierte, als billige, entrechtete Arbeitskräfte braucht, deren
Wohnviertel gentrifiziert werden (auf Berlin-Kreuzberg folgt zur Zeit Neukölln). Nicht mangelnde
„Integrationsbemühungen“, sondern systematische Diskriminierung und Verweigerung realer
Integration prägen den Alltag. Die „Silvesterkrawalle“ sind kein Zeichen der Machtlosigkeit des
Staates, sondern kurzfristige, emeutenhafte Äußerung der realen Machtlosigkeit Jugendlicher.

Verkehrung

Das polizeiliche, konservative, liberale und rassistische Narrativ stellt das faktisch auf den Kopf. Wer
auf gesellschaftliche Ursachen auch nur im bürgerlich-demokratischen Sinn verweist, wird von der
FAZ und anderen der Relativierung bezichtigt.

Zugleich werden einzelne, aus der Lebenssituation entrechteter und marginalisierter Jugendlicher
entstehende gewaltsame Ausbrüche zu einem „kriminellen Migrantenmilieu“ konstruiert, das
vorzugsweise vom Islam geprägt sein soll. Kriminalität, Angriffe auf die Polizei werden zur Tat von
Migrant:innen.
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Warum eigentlich sollen Menschen einen Staat und seine Repressionsorgane „respektieren“ und
schätzen, der sie bei der streng reglementierten Einreise bürokratisch schikaniert und als Menschen
2. Klasse behandelt? Warum sollen Menschen einen Staat „respektieren“, der Geflüchteten über
Jahre einen sicheren Aufenthaltsstatus, einen freien Zugang zum Arbeitsmarkt und gleiche
demokratische Rechte verwehrt? Warum sollten Menschen einen Staat „respektieren“, der
Immobilienhaie schützt, wenn sie deren Wohnungen räumen? Warum sollen Menschen einen Staat
„respektieren“, dessen Beamt:innen in der Regel als verlängerter Arm der Unterdrückung
fungieren?

Es ist nichts „Überraschendes“ an solchen gelegentlichen Gewaltausbrüchen. Auch dass diese unter
anderem in Berlin-Neukölln und Kreuzberg stattfanden, sollte niemanden verwundern – schließlich
sind dies auch Zentren der Verdrängung der Armen. Im Grunde handelt es sich dabei um eine
gewaltsame Äußerung von Wut und Frustration Marginalisierter, um einen, wenn auch blinden
Ausbruch gesellschaftlicher Ohnmacht. Daher auch deren politisch unbestimmter Charakter, daher
auch Angriffe nicht nur auf die Polizei, sondern auch auf Feuerwehren oder sogar einzelne
Passant:innen. Sie sind Zeichen von Perspektivlosigkeit sowie einer systematischen rassistischen
und damit verbundenen sozialen Marginalisierung eines Teils der Arbeiter:innenklasse und eines
entstehenden Subproletariats. Der Hass auf „den Staat“, der selbst ihre Unterdrückung exekutiert
und täglich befestigt, ist nicht verwunderlich, ja durchaus nachvollziehbar, auch wenn er politisch
ohnmächtig in Erscheinung tritt.

Der Trick der rassistischen, konservativen und polizeilichen Zuschreibung besteht nun gerade darin,
diese spezifischen, gewaltsamen Ausbrüche von Wut herzunehmen und als Ausdruck der
Kriminalität und Asozialität „integrationsunwilligen“, „kulturfremden“, „islamisch“ und „patriarchal“
geprägten „Migrantenmilieus“ zuzuschreiben.

So wird eine direkte Linie zur Silvesternacht von Köln gezogen, so wird der Jahreswechsel
herangezogen, um vorzugsweise jungen, männlichen Migranten Kriminalität zuzuschreiben.

Die Jahresstatistik spricht eine andere Sprache. Lt. einem Lagebericht des Innenministeriums
wurden 2021 rund 88.600 Übergriffe auf Polizeibeamt:innen erfasst. „Von den bekannten Tätern
seien 84 Prozent männlich und 70 Prozent deutsche Staatsbürger.“
(https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-01/silvester-gewalt-jens-spahn) Von einem besonders
hohen migrantischen Anteil an den Angriffen auf Polizist:innen kann also keine Rede sein.

Doch das kümmert nicht weiter. Schließlich geht es bei der aktuellen politischen Diskussion um die
Silvesternacht nicht um Fakten, sondern um rassistische Stimmungsmache. Die Verschärfung
bestehender Gesetze, die geradezu obligatorische Forderung nach rascherer und härterer
Aburteilung der Täter:innen bildet dabei nur einen Teilaspekt.

Nicht minder wichtig ist es, den Verweis auf gesellschaftliche Ursachen der Ausschreitungen und
auf den staatlichen Rassismus selbst zu diskreditieren. Beispielhaft dafür schlussfolgert ein
Kommentar der FAZ:

„Der Gipfel der Relativierung ist erreicht, wenn nicht die Minderheit der Kriminellen, sondern ‚die
Gesellschaft’ verantwortlich gemacht wird. Geht es um Migranten, soll das wohl heißen: Staat und
Polizei sind selbst schuld, weil sie nicht genug Willkommenskultur gezeigt haben. Das eigentliche
Übel beginnt aber in dem Augenblick, in dem politisch nicht wichtig genommen wird, was im Leben
ganzer Stadtteile nicht wichtiger sein könnte. ( …  )

Kriminelle Jugendliche, die ‚ihren’ Kiez in Geiselhaft nehmen, rückt man weder mit
Wattebäuschchen noch mit der Schweigespirale zu Leibe. Nichts feuert Respektlosigkeit in diesen
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Milieus mehr an als ein Opfer, das selbst keine Selbstachtung ausstrahlt. Selbstvertrauen,
Durchsetzungsfähigkeit und Stärke zeigen Staat und Parteien aber viel zu wenig. Die Innen- ist in
diesem Punkt ein Spiegel der Außenpolitik.“

Hier werden die Verhältnisse im Kiez noch einmal auf den Kopf gestellt, ganz so als würden
Menschen, die sich als Billigjobber:innen oder Arbeitslose durchs Leben schlagen müssen,
hierzulande mit „Wattebäuschchen“ angefasst. Dafür ereifert sich der FAZ-Autor schon über die
Vorstellung, dass Staat und Polizei irgendwie für ihr Handeln, für eine rassistische Migrationspolitik
und deren Umsetzung verantwortlich sein sollten. Die Schuldumkehr, die die FAZ beklagt, nimmt sie
in Wirklichkeit selbst vor, indem in guter alter konservativer Manier gefordert wird, dass endlich
Schluss sein müsse mit der Relativierung von Gewaltausbrüchen, die Migrant:innen und/oder
Linksradikalen zugeschrieben werden.

Der Staat wird so zum „Opfer“, das endlich mehr „Selbstachtung“ an den Tag legen müsse, mehr
Selbstvertrauen, Durchsetzungsvermögen, Stärke – mit anderen Worten mehr Willkür, und das nicht
nur im Inland, sondern auch auf der ganzen Welt. Dort gibt es schließlich noch mehr „kriminelle
Ausländer:innen“, die dem deutschen Imperialismus nicht den nötigen Respekt entgegenbringen.

Ohnmacht von Rot-Grün-Rot und das Böllerverbot

SPD und Grüne, aber im Grunde auch die Linkspartei stellen sich natürlich auch hinter „unsere
Polizei“. Allzu offenen Rassismus der Marke CDU und Co. wollen sie aber auch nicht an den Tag
legen. Daher folgen die üblichen Forderungen nach mehr Überwachung und verbesserter
Ausrüstung der Polizei durch SPD und Grüne. Die Berliner Regierende Bürgermeisterin Giffey will
außerdem auch einen „runden Tisch“ zur Kriminalitätsbekämpfung einberufen. Die Berliner
Linkspartei hält sich mit total einseitiger Polizeilobhudelei etwas zurück.

Dafür setzen SPD, Grüne und Linkspartei umso euphorischer auf die Wunderwaffe „Böllerverbot“.
Campact hat nach der „Nacht des Grauens“ auch einen Onlineappell für das Verbot gestartet.

Sicherlich lässt sich über Sinn und Unsinn von Feuerwerken und Böller streiten. Unbestreitbar
gehören sie aber auch zu der Neujahrsfeier für breite Teile der Bevölkerung. Die Forderung nach
einem Totalverbot trifft nicht nur diese Menschen und gängelt sie noch mehr. Sie zieht auch die
Forderung nach Stärkung der polizeilichen Befugnisse und zur Vergrößerung des Personals zur
Durchsetzung eines solchen Verbotes nach sich. Sie läuft also, ob gewollt oder nicht, auf eine
Stärkung des Gewaltmonopols des bürgerlichen Staates hinaus.

Gegen unverantwortlichen und gefährlichen Umgang mit Feuerwerkskörpern und Böllern braucht es
in Wirklichkeit keine Polizei – schließlich provoziert die Präsenz der sog. Sicherheitskräfte oft
gerade jene Ausschreitungen, die sie angeblich verhindern soll. Statt der Polizei könnten von der
Wohnbevölkerung selbst organisierte Selbstschutzgruppen, die von den verschiedenen Communities
getragen werden, dafür sorgen, dass alle friedlich und ohne Polizei feiern können.

Der Ruf nach dem Böllerverbot stärkt hingegen die bürgerliche Polizei. Er erweist sich vor allem als
völlig hilflos angesichts der rassistischen Hetze. Lahm fordern zwar Campact und Vertreter:innen
von SPD, Grünen und Linkspartei ihre bürgerliche und offen rassistische Konkurrenz dazu auf, die
Silvesterausschreitungen nicht zu rassistisch „aufzuladen“ oder zu „missbrauchen“. Doch dieser
Appell erweist sich als wirkungslos, wenn die Ursache dieser ohnmächtigen Ausbrüche der Wut
nicht thematisiert wird, wenn der Zusammenhang zwischen Zusammenstößen mit der Polizei,
Rassismus, Ausbeutung migrantischer Arbeitskraft und Perspektivlosigkeit der Jugend selbst nicht in
den Blick genommen wird.



Dies ist jedoch für die reformistischen und linksbürgerlichen Parteien schlechthin unmöglich.
Schließlich haben sie selbst jene Politik mitzuverantworten, die Millionen rassistisch diskriminiert,
die die Zahl der von Armut bedrohten Menschen in Deutschland auf 13 Millionen steigen ließ. Wer
über Jahre der Immobilienlobby zuarbeitet, deren Enteignung bekämpft, den Billiglohnsektor
ausweitet, hat auch keine Antworten, die Lage von Millionen in Armutsvierteln zu verbessern. Der
ruft allenfalls nach dem Placebo Böllerverbot. Im Kampf gegen Rassismus, Armut und kapitalistische
Ausbeutung brauchen wir keine Placeboparteien, wir brauchen Kampforgane und eine revolutionäre
Arbeiter:innenpartei, so dass anstelle der Wut, der Verzweiflung der Kampf der Unterdrückten
treten kann.


